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Allgemeine Chronik

Infrastruktur und Lebensraum

Umweltschutz
Umweltschutz

Jahresriickblick 2019: Umweltpolitik

Die Umweltpolitik der Schweiz war 2019 sehr stark durch das Thema
Klimawandel/Klimaerwarmung gepragt. In zahlreichen grossen Streiks und
Demonstrationen &usserten viele Jugendliche, aber auch Besorgte éalteren Semesters
ihren Unmut gegenlber der Politik und der Wirtschaft, welche sich in ihren Augen zu
wenig gegen die Klimaerwarmung engagierten. Viele wiesen aber auch darauf hin, dass
jede einzelne Person etwas gegen den Klimawandel unternehmen kénne. Sie folgten
damit dem Beispiel der Schwedin Greta Thunberg, welche mit ihrem «Schulstreik flr
das Klima» mediale Berthmtheit erlangte. Die Besorgnis Uber den Klimawandel
widerspiegelte sich auch in zahlreichen politischen Vorstéssen und in den Beratungen
zur Revision des CO2-Gesetzes (vergleiche etwa Po. 18.4211 oder Po. 19.3385). Nachdem
der Nationalrat in der Wintersession 2018 die Revision des CO2-Gesetzes in der
Gesamtabstimmung noch abgelehnt hatte, nahm der Sténderat das Geschaft in der
Herbstsession 2019 wieder auf und formulierte zahlreiche Massnahmen zur Reduktion
der Treibhausgase. Der Bundesrat wiederum &usserte im Sommer 2019 die Absicht,
dass die Schweiz bis 2050 klimaneutral sein soll, also unter dem Strich keine
Treibhausgasemissionen mehr ausstossen soll. Der Klimawandel war auch das
bestimmende Thema im Wahlkampf zu den eidgendssischen Parlamentswahlen 2019.
Breit diskutiert wurde dabei unter anderem der politische Richtungswechsel der FDP.
Wahrend die FDP-Parlamentarier und -Parlamentarierinnen Ende 2018 noch zu den
Verhinderern eines griffigeren CO2-Gesetzes gehort hatten, schwenkte die Partei 2019
auf einen klimafreundlicheren Kurs um und machte das Klima gar zu ihrem
Wahlkampfthema. Am Wahlsonntag musste die FDP dennoch Verluste im Nationalrat
hinnehmen. Besser erging es den beiden Parteien, die das «grin» bereits im Namen
tragen; die guten Resultate der Grinen und der Grunliberalen widerspiegelten
dementsprechend die Wichtigkeit dieses Themas bei den Wahlerinnen und Wahlern.
Eine breite Palette an Themen rund um das Klima war in den Monaten Juli, August und
September auch fur einen Peak in der Umweltberichterstattung in den Schweizer
Zeitungen verantwortlich. Die Medien berichteten beispielsweise intensiv Uber die
Beratungen des CO2-Gesetzes im Standerat und Uber die verschiedenen Klimastreiks
(beispielsweise derjenige in Lausanne mit Greta Thunberg) sowie Uber die
Radikalisierungstendenzen einiger Protesierender in Form der Blockade von Banken
oder des so genannten "Die-In" an Flughafen.

Des Weiteren war auch die Verschmutzung des Wassers mit Pestiziden in 2019 von
Belang. Im April dieses Jahres zeigten zwei Studien der Eawag und des
Oekotoxzentrums, dass Gewasser in landwirtschaftlich genutzten Einzugsgebieten stark
mit Pflanzenschutzmitteln belastet sind. Die Konzentrationen einzelner Stoffe stellten
Uber Monate hinweg ein Risiko fur chronische Schéaden dar und lagen langere Zeit Uber
Werten, ab denen flr Pflanzen und Tiere im Wasser ein akut toxisches Risiko besteht.
Im Parlament waren zu diesem Thema Ende 2019 zwei Volksinitiativen hangig: die
Initiativen «fir eine Schweiz ohne synthetische Pestizide» und «flr sauberes
Trinkwasser und gesunde Nahrung - Keine Subventionen fir den Pestizid- und den
prophylaktischen Antibiotika-Einsatz». Der Nationalrat lehnte es in der Sommersession
2019 ab, einen Gegenvorschlag zu diesen beiden Volksinitiativen auszuarbeiten. Die
WAK-NR und die WAK-SR stimmten jedoch einer parlamentarische Initiative der WAK-
SR (Pa.lv. 19.475) zu, welche die gesetzliche Verankerung eines Absenkpfads mit
Zielwerten fur das Risiko beim Einsatz von Pestiziden verlangt. Die beiden WAK wollten
diese Vorlage aber explizit nicht als Gegenvorschlag zur Trinkwasserinitiative verstanden
wissen.

Hohe mediale und politische Wellen schlug auch der IPBES-Bericht zum globalen
Zustand der Artenvielfalt. Der Bericht untersuchte, in welchem Zustand sich Tiere,
Pflanzen und ihre Lebensrdumen befanden und stellte der Weltgemeinschaft
dahingehend ein Armutszeugnis aus. Etwa eine Million der geschéatzten acht Millionen
Tier- und Pflanzenarten, die es auf der Welt gibt, seien vom Aussterben bedroht und
die Schuld daran trage der Mensch und seine Aktivitdten. Der Bericht flhrte zu
zahlreichen parlamentarischen Vorstdssen, in denen etwa die
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Biodiversitatsvertraglichkeit von Schweizer Finanzierungen und Investitionen
angesprochen wurde (Ip. 19.3591) oder zu einer Intensivierung des Aktionsplans
Biodiversitat aufgerufen wurde (Mo. 19.3504).

Zuletzt seien noch zwei Studien zum Thema Food Waste erwéhnt, welche im Jahr 2019
erschienen. Die zwei Studien des Bundesamts fur Umwelt befassten sich mit den
eindrlcklichen Zahlen der Lebensmittelverluste aus der Landwirtschaft respektive den
Privathaushalten. In der Landwirtschaft fallen jedes Jahr 225000 Tonnen
Lebensmittelverluste an. Davon wéaren rund 90 Prozent vermeidbar. In den Haushalten
sind es rund 1 Million Tonnen Lebensmittelabféalle, wovon fast die Hélfte vermeidbar
ware. In friheren Studien waren bereits die Gastronomie, der Detailhandel und die
Lebensmittelindustrie analysiert worden. Auf gesetzlicher Ebene kénnte es im Bereich
des Detailhandels bald zu einer Anderung kommen, da der Nationalrat in der
Sommersession die Motion Munz (sp, SH; Mo. 19.3112) gutgeheissen hat. Diese mochte
das Lebensmittelgesetz um eine Berechtigung fir den Bundesrat, Bestimmungen flr die
Abgabe von Lebensmitteln an zertifizierte Organisationen oder Personen zwecks
Verhinderung von Lebensmittelverlusten zu erlassen, ergénzen. Nun lag es an der
kleinen Kammer zu entscheiden, ob dieser Schritt in Richtung einer Reduktion von
Food Waste realisiert wird.'

Jahresriickblick 2021: Umweltschutz

Im Kapitel Umweltschutz stand auch dieses Jahr die Klimapolitik erneut klar im Fokus
des Interesses, wie Abbildung 2 der APS-Zeitungsanalyse 2021 (im Anhang) zeigt - auch
wenn ihr Anteil an der Gesamtberichterstattung zum Umweltschutz seit 2019 doch
deutlich abgenommen hat. Im Januar 2021 stellte der Bundesrat seine Klimastrategie
2050 vor. Diese sollte die Basis bilden, um die im Rahmen des Pariser Klimaabkommens
eingegangenen CO2-Reduktionsziele und das erklarte Ziel des Bundesrates, bis 2050
unter dem Strich keine Treibhausgase mehr auszustossen, zu erflllen. Die Strategie
stitzte sich insbesondere auf die Energieperspektiven 2050+ des BFE sowie auf das
revidierte CO2-Gesetz. Im Juni 2021 machten die Stimmbdurgerinnen und Stimmblurger
dem Bundesrat jedoch einen Strich durch die Rechnung, indem sie - nach mehrjéhriger
sowie zéher und emotionaler Entscheidfindung im Parlament - ebendieses revidierte
CO2-Gesetz an der Urne knapp ablehnten. Im Nachgang zur Abstimmung waren sich die
politischen Lager Uber die Griinde fiir die Ablehnung uneins; Ubereinstimmung gab es
lediglich in der Erkenntnis, dass dennoch Massnahmen ergriffen werden mussen, wenn
die Klimaziele doch noch erreicht werden wollen. Daher reichte die UREK-NR innert
kirzester Frist eine parlamentarische Initiative ein, welche die Weiterfuhrung der
wichtigsten Massnahmen des geltenden CO2-Gesetzes forderte. Der Nationalrat hiess
die von der nationalratlichen Kommission ausgearbeitete Gesetzesédnderung in der
Herbstsession mit einigen Anderungen gut, auch wenn Kommissionssprecher Baumle
(glp, ZH) diese fur zu wenig ausflhrlich hielt -— man habe die Vorlage jedoch nicht
Uberladen wollen, argumentierte er. Weiterfihrende Massnahmen kénnten jedoch in
einer anderen Vorlage, wie etwa im Rahmen des Gegenentwurfs zur Gletscherinitiative
oder im Rahmen einer neuen Vorlage, diskutiert werden. In der Wintersession 2021
konnte die Gesetzesrevision zur Umsetzung dieser parlamentarischen Initiative bereits
verabschiedet werden. Eine neue umfassende Gesetzesrevision, wie von Baumle
angesprochen, kindigte der Bundesrat im Ubrigen in einer Medienmitteilung im
September 2021 an: Demnach soll diese auf Massnahmen fokussieren, «die es der
Bevolkerung ermdglichen, den CO2-Ausstoss im Alltag zu reduzieren, und welche die
laufenden BemuUhungen der verschiedenen Branchen unterstutzen».

Leicht mehr Aufmerksamkeit als im Vorjahr erhielt die Umweltschutzpolitik an sich, was
sicherlich auf das Thema Gewasserschutz zurlckzuflhren ist (vgl. Abbildung 2 der APS-
Zeitungsanalyse 2021 im Anhang). So berichtete die Presse im Mai 2021 - im Monat vor
der Abstimmung Uber die Trinkwasser- und die Pestizid-Initiative - in 10 Prozent aller
Artikel Uber die beiden Initiativprojekte. Nach einem von beiden Seiten hitzig gefihrten
Abstimmungskampf lehnte die Mehrheit der Stimmbdrgerinnen und Stimmbdarger die
Trinkwasser-Initiative ab (39.3% Ja-Stimmen). Diese hatte gefordert, dass nur noch
diejenigen Landwirtschaftsbetriebe Subventionen erhalten sollten, welche keine
Pestizide verwendeten und in der Tierhaltung auf einen prophylaktischen Einsatz von
Antibiotika verzichteten. Ausserdem sollten die Betriebe nur noch so viele Tiere halten,
dass diese mit dem Futter vom eigenen Hof ernahrt werden koénnen. Gemass
Nachabstimmungsbefragung wurde die Initiative abgelehnt, weil die Bevdlkerung
grosses Vertrauen in die Landwirtschaft aufwies und die Initiative als zu extrem
einschatzte. Auch die Pestizid-Initiative, welche innert einer Frist von zehn Jahren den
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Einsatz von synthetischen Pestiziden in der Schweiz sowie die Einfuhr von Produkten,
fur die solche Substanzen bendtigt werden, verbieten méchte, wurde éhnlich deutlich
abgelehnt.

Neben der Ablehnung der zwei Initiativen kam es im Berichtsjahr jedoch auch zu
einigen beachtenswerten politischen Entscheiden, die den Gewasserschutz gestérkt
haben. Neu soll beispielsweise der Zustrombereich von Trinkwasserfassungen, fir die
ein offentliches Interesse besteht, bis zum Jahr 2035 von den Kantonen definiert
werden. Um den Druck auf die Kantone zu erhdhen, soll der Bund dabei nur jene
Arbeiten zur Bestimmung der Zustrémbereiche finanziell unterstitzen, welche die
Kantone bis 2030 abgeschlossen haben. Angenommen wurden auch zwei Vorstdsse zur
Weiterentwicklung der ARA, welche deren Ausbau zur Reduktion von
Mikroverunreinigungen respektive ihre Aufristung zur Verbesserung der
Stickstoffeliminierung betrafen. Erfolglos blieb hingegen eine Forderung von Werner
Hosli (svp, GL; Mo. 19.4374), welcher den Gewéasserraum verkleinern wollte, wenn dem
betroffenen  Landwirtschaftsbetrieb  durch  die  Ausscheidung  ebendieses
Gewasserraums ein Ubermassig grosser Anteil der ertragreichen Futtergrundlage
genommen wird oder wenn im reduzierten Gewasserraum nur mit natlrlichem Dinger
gearbeitet wird.

Auch beim Thema Kreislaufwirtschaft und beim Abfallmanagement tat sich in diesem
Jahr einiges. Eine Motion Thorens Goumaz (gp, VD), die forderte, dass der Bundesrat
Massnahmen zur Innovationsférderung zugunsten der Kreislaufwirtschaft ergreift,
wurde angenommen und soll in die Arbeiten zur Umsetzung der umfassenden
parlamentarischen |Initiative «Schweizer Kreislaufwirtschaft starken» der UREK-NR
einfliessen. Die Vernehmlassung zur Umsetzung dieser Initiative wurde im November
2021 lanciert. Des Weiteren wurden eine Motion Dobler (fdp, SG) zur Starkung des
Plastikrecyclings sowie ein Postulat Gapany (fdp, FR) zur Weiterentwicklung des
Abfallrecyclings angenommen. Schliesslich fand auch ein Postulat Chevalley (glp, VD)
Zustimmung, welches zukunftig verhindern will, dass nicht verkaufte Guter im non-food
Bereich weggeworfen werden.

Spezielle Aufmerksamkeit erhielt der Themenbereich der Naturgefahren im Juli 2021,
wie auch Abbildung 1 der APS-Zeitungsanalyse verdeutlicht. Im Sommer 2021 wurde die
Schweiz von zahlreichen starken Unwettern mit daraus folgenden Erdrutschen,
Schlammlawinen und Uberschwemmungen heimgesucht. Die Medien berichteten
intensiv Uber diese Ereignisse, wobei sie unter anderem auch den Aspekt des
Klimawandels thematisierten. Sie stellten den meisten Behdrden ein gutes Zeugnis far
ihre Arbeit zum Schutz vor Naturgefahren aus, zumal diese seit den letzten grossen
Unwettern im Jahr 2005 viel in neue Schutzbauten investiert hatten. In Zusammenhang
mit den Uberschwemmungen wurde etwa auch auf die umfassenden und teuren
Arbeiten zur 3. Rhonekorrektion im Kanton Wallis hingewiesen. ?

Jahresriickblick 2022: Umweltschutz

Zentrales Thema im Bereich des Umweltschutzes war 2022 erneut die Klimapolitik.
Dabei standen die Diskussionen um die Gletscherinitiative respektive allen voran um
deren indirekten Gegenvorschlag im Zentrum der politischen Aufmerksamkeit: Mit
dieser in der Herbstsession unter Dach und Fach gebrachten Vorlage in Form des
«Bundesgesetzes Uber die Ziele im Klimaschutz, die Innovation und die Starkung der
Energiesicherheit» beschlossen die Rate, dass die Schweiz bis 2050 klimaneutral
werden soll. Dies soll unter anderem mit Emissionsreduktionszielen in den einzelnen
Sektoren Gebaude, Verkehr und Industrie, einem Sonderprogramm zum Ersatz von
fossilen Heizungsanlagen und zur Stérkung der Energieeffizienz sowie mit der
Foérderung von neuartigen Technologien und Prozessen sichergestellt werden. Die SVP
ergriff gegen die von ihr als «Stromfresser-Gesetz» bezeichnete Vorlage das
Referendum. Auch gegen das dringliche Bundesgesetz, mit dem das Parlament den
Ausbau der Photovoltaik mittels grossflachiger Anlagen in den Bergen voranbringen will,
wurde das Referendum ergriffen.

Im Berichtsjahr stellte der Bundesrat zudem das CO2-Gesetz fiir die Zeit nach 2024
vor, das an das geltende CO2-Gesetz anknupfte, welches vom Parlament bis 2024
verlangert worden war. Ziel ist eine Verringerung der Treibhausgasemissionen bis 2030
gegenuber 1990 um 50 Prozent, was mit konkreten Massnahmen und finanziellen
Mitteln Uber insgesamt CHF 4.1 Mrd in den verschiedensten Bereichen, wie etwa dem
Verkehrswesen, beim Import von Treibstoffen, aber auch beim Finanzmarkt erreicht
werden soll.
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Im September 2022 startete schliesslich die Unterschriftensammlung fir die
Klimafonds-Initiative, mit der die SP und die Griinen einen Fonds zur Finanzierung von
Massnahmen einrichten wollen, die den Klimawandel und seine Folgen fur Mensch,
Wirtschaft und Umwelt in Ubereinstimmung mit dem Klimaabkommen von Paris
bekampfen.

Trotz dieser verschiedenen Projekte blieb die mediale Berichterstattung zum Thema
Umweltschutz im Jahr 2022 jedoch hinter derjenigen des Vorjahrs zurlck, als an der
Urne tUber das CO2-Gesetz abgestimmt worden war. Jedoch sorgte der heisse Sommer
2022 fur einen Anstieg der Medienberichterstattung zum Thema «Klimapolitik» sowie
zum Thema «Schutz vor Naturgefahren». Letzteres wurde aufgrund mehrerer
Hitzeperioden sowie der in manchen Regionen der Schweiz stark ausgepragten
Trockenheit in zahlreichen Zeitungsartikeln diskutiert - insbesondere im Hinblick auf
die Situation in der Landwirtschaft (vgl. Abbildung 1).

Beim Biodiversitats- und Landschaftsschutz stand der vermeintliche oder tatséchliche
Widerspruch zwischen Naturschutz und Ausbau der erneuerbaren Energien im Fokus
von Medien und Politik. Im Frihjahr 2022 gab es einige Medienaufmerksamkeit zu
Projekten in den Bereichen Photovoltaik und Wasserkraft sowie zu den diesbezlglichen
Reaktionen von Organisationen des Natur- und Landschaftsschutzes. So stiess etwa ein
geplanter Photovoltaikpark im Hochgebirge oberhalb von Gondo (VS) bei der ENHK auf
Widerstand. Deren Présidentin Heidi Z'graggen (mitte, UR) wehrte sich gegen die
«Verunstaltung» der Schweizer Landschaften durch Solarpanels. In einer Motion
forderte sie deshalb ein Moratorium fiir den Bau solcher Anlagen. Uberdies wehrte sich
die Stiftung Landschaftsschutz Schweiz im Nachgang zu einem runden Tisch zur
Wasserkraft gegen einen neuen Stausee am Gornergletscher und die Organisation Aqua
Viva opponierte zusammen mit dem Grimselverein gegen einen geplanten Stausee beim
Triftgletscher. Als Grund fur den Widerstand wurde in beiden Fallen der
Landschaftsschutz vorgebracht.

Das Dilemma zwischen Ausbau der Erneuerbaren und Schutz der Umwelt fand auch im
Rahmen der nationalrdtlichen Debatte Uber die Biodiversitatsinitiative und deren
indirekten Gegenvorschlag ihren Niederschlag. Dazu gesellten sich intensive Debatten
Uber den Schutz der Biodiversitat und der diesbezlglichen - je nach Sichtweise
positiven oder negativen - Folgen fur die Landwirtschaft. Wahrend sich der Nationalrat
in der Herbstsession fur den indirekten Gegenvorschlag und flur einen qualitativen
Ansatz des Biodiversitatsschutzes anstelle eines konkreten Flachenziels aussprach,
konnte sich die kleine Kammer im Berichtsjahr noch nicht zur Vorlage dussern.

Beim Thema Gewasserschutz fliihrte ein Bericht der GPK-NR zum Grundwasserschutz,
der insbesondere die Vollzugsdefizite der Kantone beim planerischen
Grundwasserschutz bemangelte, zur Einreichung dreier Vorstdsse ebendieser
Kommission: Eine erste Motion verlangte verbindliche Fristen flir die Umsetzung aller
rechtlich vorgesehener Massnahmen des planerischen Grundwasserschutzes, eine
zweite Motion wollte, dass das geltende Gewasserschutzrecht um Aufsichts- und
Interventionsméglichkeiten beim Vollzug erweitert wird, und ein Postulat forderte die
Prifung und gegebenenfalls die Anpassung des Gewasserschutzprogramms in der
Landwirtschaft. Alle drei Vorstdsse wurden in der Wintersession 2022 vom Nationalrat
gutgeheissen.

2022 gab es schliesslich auch Fortschritte beim Thema Abfallvermeidung: Ein auf die
parlamentarische Initiative «Schweizer Kreislaufwirtschaft stérken» zurlickgehender
Entwurf in Form einer Revision des USG war in der Vernehmlassung grundséatzlich
positivaufgenommen worden. Die Vorlage, die den Grundsatz der Ressourcenschonung
im USG verankern will und die Massnahmen in zahlreichen Bereichen, wie etwa beim
Abfallwesen, beim Littering, beim Produktedesign oder im Bausektor fordert, wird wohl
néachstes Jahr im Parlament diskutiert werden. ®
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Naturschutz

Einen praktischen Erfolg erreichten die Bestrebungen zur Erhaltung des
Landschaftsbildes im Streit um die Strassenflhrung bei Celerina. Der Bundesrat hiess
im November in einem bedeutsamen Grundsatzentscheid die Beschwerde der
interessierten Organisationen gut und sprach die Bundessubvention nicht dem
angefochtenen Projekt der Blndner Kantonsregierung zu, sondern der Variante der
betroffenen Gemeinde, die dem Landschaftsschutz besser Rechnung trug. Als
unwirksam erwiesen sich die Bestimmungen des eidgendssischen Natur- und
Heimatschutzgesetzes im Fall eines Bauprojekts bei Brunnen, gegen dessen Bewilligung
durch die Schwyzer Regierung die Natur- und Heimatschutzorganisationen vergeblich
beim Bundesgericht staatsrechtliche Beschwerde erhoben; da es hier um keine
Bundesaufgabe ging, konnte die kantonale Zustéandigkeit nicht bestritten werden. Einer
gleichzeitigen Beschwerde beim Bundesrat gegen die von den schwyzerischen
Behorden erteilte Rodungsbewilligung im Schutzwald wurde jedoch aufschiebende
Wirkung gegeben, so dass mit der Uberbauung nicht begonnen werden konnte. Auf
Opposition aus Kreisen der Forstwirtschaft wie des Natur- und Heimatschutzes stiess
eine umfangliche Waldrodung sudlich von Sitten, die zur Herstellung einer Skipiste
durchgefihrt und u.a. von Bundesrat Bonvin beim EDI beflrwortet wurde. Speziell mit
der Freihaltung des Landschaftsbildes von Abféllen befasste sich ein aus Kreisen der
Verpackungsindustrie gegrindeter Verein «Aktion saubere Schweiz». *

Auch im Natur- und Heimatschutz waren weiterhin Bestrebungen flr ein stérkeres
Engagement des Bundes wirksam. Die dafir zustéandige Abteilung des Eidg.
Oberforstinspektorats befasste sich aufgrund der vom Parlament Uberwiesenen
Motionen mit einer Revision des Natur- und Heimatschutzgesetzes, wobei sie den
Entwicklungen im Raumplanungs- und Umweltschutzrecht Rechnung trug. Der
Bundesrat entschied sich fur eine Teilnahme an der Durchfihrung des «Jahres fur
Denkmalpflege und Heimatschutz», das der Europarat flr 1975 proklamiert hatte; zur
Einleitung einer Aufklarungskampagne beherbergte Zirich im Sommer eine Konferenz,
die staatliche und private Delegierte aus fast allen Landern Europas vereinigte. Dabei
wurde besonderes Gewicht auf eine Einordnung des Heimatschutzes in die moderne
Raum- und Siedlungsplanung gelegt. Als eines von rund 50 européischen
Musterbeispielen soll in Mullen mit Bundesmitteln eine lebensfahige Altstadt restauriert
werden. Anderseits unterzeichnete die Schweiz ein Ubereinkommen Uber den
internationalen Handel mit gefdhrdeten Arten freilebender Tiere und Pflanzen, das von
der Umweltschutzkonferenz der UNO im Jahre 1972 angeregt worden war und das die
Einflhrung einer entsprechenden Bewilligungspflicht vorsieht.

Eine neue Forderung an den Bund betraf den Schweizerischen Nationalpark. Da die
Kosten flr dessen Unterhalt den Schweizerischen Bund flr Naturschutz immer stéarker
belasten, beschloss dieser, fur den Park die Rechtsform einer o6ffentlichen Stiftung
anzustreben, an der die Eidgenossenschaft beteiligt ware. Ausserdem unterstitzten
dem Naturschutz nahestehende Kreise die Beauftragung des Bundes mit der Forderung
der Wanderwege. Nachdem ein parlamentarischer Vorstoss vom Bundesrat eher
zuruckhaltend aufgenommen worden war, wurde im Spatsommer eine
Verfassungsinitiative lanciert, die allerdings nicht unbestritten blieb.

Mit wechselndem Erfolg wurde um einzelne von wirtschaftlicher Nutzung bedrohte
Landschaften gekampft. Der Bundesrat hiess eine Beschwerde gegen den Bau einer
Luftseilbahn auf den Feekopf (VS) gut, wies aber eine weitere, die sich gegen ein
entsprechendes Vorhaben am Kleinen Matterhorn wandte, mit der Begriindung ab, dass
die betreffende Gegend bereits verschiedene technische Anlagen aufweise und dass
die Gemeinde Zermatt andere Teile ihres Gebiets unter Schutz gestellt habe. Auf
kantonaler Ebene wurden Naturschutzziele mit Hilfe von Volksbegehren verfolgt: so
reichte der Journalist Franz Weber in der Waadt 26'000 Unterschriften fur die
Erhaltung der Rebberglandschaft des Lavaux ein. Im Thurgau wurde die Bewahrung der
natlirlichen Ufer des Bodensees und des Rheins durch eine neue
Verfassungsbestimmung, die auf eine Volksinitiative zurlickging, zur Staatsaufgabe
erklart. ®
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Auch im Bereiche des Natur- und Landschaftsschutzes fand die Sorge um gefahrdete
Werte weiterhin Ausdruck in politischen Aktionen. Im nahezu dreijahrigen Ringen um
die Erhaltung der Rebberglandschaft des Lavaux erreichte das vom kampferischen
Heimatschitzer Franz Weber préasidierte Komitee «Sauver Lavaux», dass eine mit der
Angelegenheit betraute Kommission der waadtlandischen Regierung beantragte, das
umstrittene Gebiet in die Schutzzone aufzunehmen. Eine Volksinitiative zur Férderung
der schweizerischen Fuss- und Wanderwege wurde mit der ungewdhnlich hohen Zahl
von 123'749 gultigen Unterschriften eingereicht (davon stammte fast ein Viertel aus dem
Kanton ZH). Die Stimmblrger des Kantons Ziurich nahmen eine Vorlage Uber
Erholungsgebiete an. Widerstand machte sich lediglich in landlichen Regionen
bemerkbar; die Bauern beflrchteten, vermehrt unter der Ricksichtslosigkeit von
Ausfliglern leiden zu mdissen. Um dem Nationalpark eine neue finanzielle und
rechtliche Grundlage zu verschaffen, liess der Bundesrat einen Vorentwurf fur ein
entsprechendes Gesetz ausarbeiten. ©

Gewasserschutz

Ende 1972 standen 479 (Ende 1971: 423) Abwasserreinigungsanlagen im Betrieb, an die
54.6 Prozent (Ende 1971: 49.8 Prozent) der Bevdlkerung angeschlossen werden kénnen.
Erneut wurde aber betont, dass die bisher angewandten Reinigungstechniken nicht
genugten. Zugleich wurde verlangt, dass die Industrie ihre Abwasser vermehrt in den
Betrieben selber reinige und auf die Produktion von besonders wasserschadigenden
Stoffen tiberhaupt verzichte. Besondere Probleme stellen die Grenzgewasser. Uber die
Errichtung einer rechtsrheinischen Klaranlage bei Basel konnte mit Baden-
Wdrttemberg ein Staatsvertrag paraphiert werden, der das stdbadische Haltingen als
Standort vorsieht. Uber das links-rheinische Gegenstiick kam es mit Frankreich noch zu
keiner Einigung, nachdem ein erstes Projekt auf elsdssischem Boden am Widerstand
der anséassigen Bevolkerung gescheitert war. Der Bundesrat erklarte auf eine
parlamentarische Anfrage, dass notfalls ein Standort auf Schweizer Boden in Betracht
gezogen werden musse. An einer Konferenz der Rheinanliegerstaaten im Haag
verpflichtete sich die Schweiz, sich an den Kosten von Massnahmen zu beteiligen,
welche die Verschmutzung des Rheins durch Abfélle der elsassischen Kaligruben
einddmmen sollen. Mit Italien wurde ein Abkommen Uber den Schutz der
Grenzgewasser unterzeichnet, das nach dem Beispiel der bereits mit den anderen
Nachbarstaaten getroffenen Vereinbarungen die Einsetzung einer zwischenstaatlichen
Kommission vorsieht. In der Nordostschweiz regten sich Besorgnisse Uber badisch-
wurttembergische Pléane zur Ableitung von Bodenseewasser nach dem Neckar, die auch
den Bau eines Regulierwerkes am Ausfluss des Untersees erfordern wirden. Auf die
Auseinandersetzungen Uber energiewirtschaftliche Eingriffe in den Wasserhaushalt ist
schon hingewiesen worden. ’

Allgemeiner Umweltschutz

Zahlreiche nationale und internationale Veranstaltungen trugen 1972 dazu bei, das
Bewusstsein fiir die ernstliche Gefahrdung der Umwelt des Menschen zu scharfen.
Eine Umweltkonferenz der UNO, die in Stockholm stattfand und an der sich die Schweiz
beteiligen konnte, verabschiedete eine Reihe von Grundsatzen, die allerdings noch
recht unbestimmt blieben; zugleich aber sah sie organisatorische Massnahmen und
zwischenstaatliche Aktionen vor. Der Europarat behandelte einen umfassenden Bericht
Uber Umweltprobleme, und der Ministerrat der OECD gab Empfehlungen aus, die das
Prinzip enthielten, dass der Verursacher von Umweltschédden die Kosten fir deren
Behebung zu tragen habe. In der Schweiz wurden Symposien und Seminarien
durchgefuhrt, die sich insbesondere mit dem Verhéaltnis zwischen Wirtschaftswachstum
und Umwelterhaltung befassten, und verschiedene Organisationen stellten ihre
Jahrestagungen in den Rahmen der Umweltproblematik. Dabei kamen sowohl
Verfechter einschneidender Schutz- und Steuerungsmassnahmen wie auch Vertreter
von Wirtschaftsund Konsumenteninteressen zum Wort. Die Schweizerische
Gesellschaft fur Umweltschutz formulierte zwdlf Thesen, die eine Festsetzung von
Belastungsgrenzwerten, Beschrankungen der belastenden Aktivitdten sowie die
Einfihrung des Verursacherprinzips verlangten. Eine Koordination der zahlreichen
Bestrebungen und die Publikation regelmassiger Informationen wurden eingeleitet,
eine Schweizerische Arbeitsgemeinschaft fur Umweltforschung ins Leben gerufen.
Gelegentlich wurde auch die Freigabe der Schwangerschaftsunterbrechung als Mittel
zur Erhaltung des 6kologischen Gleichgewichts beflrwortet. Anderseits fehlte es nicht
an Stimmen, die vor der Ausbeutung von Umweltbesorgnissen durch extreme Ideologien
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oder durch wirtschaftliche Interessen warnten. ®

Jahresriickblick 2020: Umweltpolitik

Die Schweizer Umweltpolitik war im Jahr 2020 vor allem von drei Ubergeordneten
Themen bestimmt. Dies war zum einen die Qualitat des Trinkwassers, respektive deren
Beeintrachtigung durch  Pflanzenschutzmittel, zum anderen der Bereich
Kreislaufwirtschaft und schliesslich, wie schon im Vorjahr, allen voran die Klimapolitik.
Dennoch wurde 2020 in den Medien Corona-bedingt generell deutlich seltener lber
die Umweltpolitik berichtet als noch im Vorjahr. Wahrend sich 2019 noch gut sechs
Prozent aller Zeitungsartikel mit dieser Thematik beschaftigt hatten, waren es 2020 nur
noch knapp drei Prozent, wobei mehr als die Halfte der Presseartikel auf die
Klimapolitik entfielen.

Im Fruhjahr 2020 publizierte das BAFU eine erste landesweite Einschatzung der
Belastung mit Abbauprodukten von Chlorothalonil (sogenannte Metaboliten) im
Grundwasser, was einige Medien interessiert aufnahmen. Die Studie bezog sich auf
Messungen aus den Jahren 2017 und 2018; gemass diesen Uberschritten mehrere
Metaboliten den Grenzwert von 0.1 Mikrogramm pro Liter im Grundwasser;
insbesondere drei Abbauprodukte verunreinigten das Grundwasser in diversen
landwirtschaftlich gepragten Regionen des Mittellandes grossflachig. Da sich das
Grundwasser nur langsam erneuere und die entsprechenden Metaboliten
ausgesprochen langlebig seien, ging das BAFU davon aus, dass diese Verunreinigungen
die Grundwasserqualitat noch wahrend einigen Jahren beeintrachtigen werden. In den
Medien mehr zu reden gab allerdings die sogenannte Trinkwasser-Initiative respektive
der Umgang des Parlaments damit. Die Initiative war zwar 2019 vom Nationalrat und
2020 vom Standerat der Stimmbevolkerung ohne Gegenvorschlag zur Ablehnung
empfohlen worden. Noch 2019 hatte die WAK-SR aber eine eigene parlamentarische
Initiative mit dem Titel «Das Risiko beim Einsatz von Pestiziden reduzieren» lanciert,
welcher die WAK-NR ebenfalls Folge gegeben hatte. Die standeréatliche Kommission
machte von Anfang an klar, dass sie diese parlamentarische Initiative explizit nicht als
Gegenentwurf zur Trinkwasserinitiative und zur Pestizid-Initiative - der zweiten
anstehenden Volksinitiative zum Thema Gewésserschutz - versteht. Dennoch kam die
Kommission in ihrer Vorlage mit einigen Massnahmen den Anliegen der beiden
Volksinitiativen entgegen. Die im Aktionsplan «Pflanzenschutzmittel» festgehaltenen
Reduktionsziele sollen gesetzlich verankert werden, damit die Verbindlichkeit in der
Umsetzung der Vorgaben erhéht wird: Bis 2027 sollen die mit Pflanzenschutzmitteln
verbundenen Risiken flur Oberflachengewasser, naturnahe Lebensrdume und als
Trinkwasser genutztes Grundwasser gegenlUber dem Mittel aus den Jahren 2012 bis 2015
um 50 Prozent reduziert werden. Um sowohl Trinkwasser als auch Grundwasser
ausreichend zu schltzen, sieht die Initiative zudem vor, dass bei
Grenzwertlberschreitungen die entsprechenden Zulassungen Uberprift werden sollen;
auch will sie die Zustrombereiche von Trinkwasserfassungen durch Anpassungen im
Landwirtschafts-, im Chemikalien- und im Gewasserschutzgesetz besser schitzen.

Der Bereich Kreislaufwirtschaft war im Jahr 2020 — eventuell aufgrund des Sitzgewinns
des Grinen Lagers (Stichwort Klimawahl) bei den nationalen Wahlen 2019 — wieder
vermehrt Anlass fur politische Vorstdsse. Das Thema war nach Ablehnung des indirekten
Gegenvorschlags zur Volksinitiative «Grine Wirtschaft» 2015 und nach der negativ
ausgefallenen Volksabstimmung 2016 etwas in den Hintergrund geraten. Im Berichtsjahr
Uberwies das Parlament mehrere Vorstdsse und gab einer parlamentarischen Initiative
Folge. Die Vorstdsse widmeten sich unter anderem den Themen Abfallvermeidung und
Kreislaufwirtschaft (Po. 20.3062), der Wiederverwendung von Baumaterialien (Po.
20.3090 und Mo. 19.4296) und dem Littering (Mo. 19.4100). Die parlamentarische
Initiative der UREK-NR (Pa.lv. 20.433) will zudem die Umweltbelastung in den Bereichen
Verpackungen und Abfélle reduzieren. Sie bilindelte damit verschiedene Anliegen aus
mehreren parlamentarischen Initiativen zum Thema, die aufgrund der neuen
Kommissionsinitiative zurlickgezogen wurden (Pa.lv. 19.445, Pa.lv. 19.446, Pa.lv. 19.447,
Pa.lv. 19.448, Pa.lv. 19.449, Pa.lv. 19.451 und Pa.lv. 19.509). Schliesslich legte auch die
Verwaltung im Jahr 2020 einen Bericht zum Stand der Arbeiten im Bereich Grlne
Wirtschaft vor, woraufhin der Bundesrat das UVEK beauftragte, in Zusammenarbeit mit
dem WBF und dem EFD weitere Massnahmen zur Ressourcenschonung auszuarbeiten.

Im Umweltbereich bot schliesslich wie im Vorjahr allen voran die Klimapolitik Anlass zu
intensiven Debatten. Dabei stach im Berichtsjahr vor allem die Verabschiedung des
revidierten CO2-Gesetzes hervor. Dieses brachte in verschiedenen Bereichen
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wesentliche Veranderungen mit sich, wie etwa einen CO2-Grenzwert bei Olheizungen,
einen teureren Benzinpreis oder die hart umkédmpfte CO2-Abgabe auf Flugtickets. Zu
dieser letzten Massnahme waren denn auch zwei Motionen und zwei Standesinitiativen
eingereicht worden (Mo. 19.3047; Mo. 17.3998; Kt.Iv. 19.305; Kt.lv. 19.304). Zu reden gab
2020 auch die sogenannte Klimajugend, welche auch im Berichtsjahr einige
Demonstrationen und Aktionen auf die Beine stellte. Anfang Januar kam es in der
Westschweiz zu einem Gerichtsprozess gegen die Gruppierung «lLausanne Action
Climat», deren Mitglieder 2018 in einer Credit Suisse-Filiale mittels einer spielerischen
Aktion auf die Klimaproblematik der Finanzbranche aufmerksam gemacht hatten. Weil
sich die Aktivistinnen und Aktivisten gegen die Strafen fur Hausfriedensbruch und die
Durchfihrung einer unbewilligten Kundgebung wehrten, kam es zum Prozess. Dabei
wurden sie erstinstanzlich freigesprochen. Schliesslich besetzte eine Gruppe junger
Aktivistinnen und Aktivisten in der Herbstsession 2020 wahrend zweier Tage den
Bundesplatz, um auf ihre Anliegen aufmerksam zu machen; diese illegale Besetzung -
wahrend Sessionen sind auf dem Bundesplatz keine politischen Aktionen erlaubt -
wurde von einer umfassenden Medienberichterstattung begleitet. Auf dem Gebiet der
internationalen Klimapolitik schloss die Schweiz schliesslich ein Abkommen mit Peru
ab, welches die Rahmenbedingungen fir die Kompensation von Schweizer CO2-
Emissionen uber Projekte in Peru regelt. Es handelte sich dabei weltweit um das erste
solche Abkommen unter dem Pariser Klimaabkommen. ?

Klimapolitik

Dans le cadre de la mise en ceuvre de I'’Accord de Paris, les caisses de pension et les
assurances suisses ont été invitées a analyser la compatibilité climatique de leurs
portefeuilles d'actions et d'obligations. Les investissements faits actuellement peuvent
se répercuter sur les émissions futures de gaz a effet de serre et les changements
climatiques pourraient engendrer des risques potentiels pour le marché financier. Elles
ont pu gratuitement, anonymement et volontairement évaluer leurs titres. Environ 80
caisses de pension et assurances, couvrant deux-tiers du patrimoine géré, ont joué le
jeu. Les résultats, sur la base des décisions d'investissement prises, suivent la tendance
sur le marché mondial, soit I'atteinte d'un réchauffement mondial allant de 4 a 6
degrés. Par rapport au marché mondial, les investissements des caisses de pension et
des assurances sont a la traine s'agissant du développement des énergies
renouvelables. Ils sont conformes pour la production de gaz naturel et de pétrole. Les
participants ont obtenu des recommandations, afin que leurs décisions
d'investissement respectent l'objectif des 2 degrés. Pour éviter des pertes lors de
|'adaptation de leurs plans d'investissement et de production, un groupe d'expert
réalisera des analyses sur la base des scénarios d'une limitation du réchauffement a 2
degrés. Des recommandations sont déja mises en ceuvre. Le Conseil fédéral mise sur
des mesures librement consenties par le secteur financier. Il projette d'élaborer des
méthodes de mesure pour faciliter la comparaison internationale et ainsi abaisser les
colts pour les établissements financiers et les investisseurs. ©

La BNS a déposé une demande pour rejoindre le réseau de banques centrales, le
Network for Greening the Financial System, constitué suite & I'Accord de Paris dans le
but d'écologiser le systéme financier mondial. La BNS espére acquérir des
connaissances a propos des risques climatiques sur la stabilité financiere et profiter de
I'échange d'expérience en la matiere avec des banques centrales. Adéle Thorens
Goumaz (verts, VD) félicite la démarche de la banque nationale. Selon elle, la BNS
devrait «verdir» ses investissements. "

Die UREK-SR forderte den Bundesrat auf, in einem Bericht aufzuzeigen, wie die Schweiz
eine klimavertragliche Ausrichtung und Verstirkung der Transparenz der
Finanzmittelfliisse erreichen kann. Im Entwurf des CO2-Gesetzes, das derzeit beraten
wird, seien in diesem Bereich noch keine Massnahmen vorgesehen, so die Kommission.
Im geforderten Bericht solle der Bundesrat nun entsprechende Massnahmen
vorschlagen und erlautern, wie die Unternehmen Transparenz Uber die
Klimaauswirkungen und -risiken ihrer Tatigkeit sicherstellen sollten. Der Bericht solle
aufzeigen, welche Ansatze und Massnahmen bei den Finanzmarktakteuren die richtigen
Anreize setzen, um die Investitionen in klimafreundliche Anlagen umzusetzen. Denkbar
seien dabei etwa Branchenvereinbarungen, verbindliche Zielvorgaben oder
regulatorische Eingriffe, wie sie im EU-Aktionsplan «Finanzierung nachhaltigen
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Wachstums» vorgesehen sind.

Der Bundesrat sprach sich fur die Ausarbeitung des geforderten Berichts aus und
erlauterte, dass darin zum einen die Resultate aus einem noch zu erstellenden
Verwaltungsbericht einfliessen sollen, in welchem die Chancen und die
Wettbewerbsfahigkeit fur den Schweizer Finanzplatz in Bezug auf Umweltaspekte
gepruft und dahingehende Vorschlage gemacht werden. Zum anderen sollen auch die
Resultate aus der Standortbestimmung durch den zweiten, freiwilligen
Klimavertraglichkeitstest fur die Finanzmarktakteure integriert werden, welcher
voraussichtlich im Herbst 2020 publiziert wird. Der Postulatsbericht soll schliesslich
auch evaluieren, inwieweit bislang mit freiwilligen Massnahmen eine Klimawirkung
erzielt werden konnte beziehungsweise welche weitergehenden Schritte allenfalls
angezeigt sind. Der Standerat nahm das Postulat im Herbst 2019 stillschweigend an.

Auf Initiative des BAFU und des SIF liessen sich im Jahr 2020 insgesamt 179
Finanzinstitute freiwillig auf ihre Klimavertraglichkeit hin priifen. Wahrend bei einer
ersten solchen Studie im Jahr 2017 nur Pensionskassen und Versicherungen partizipiert
hatten, konnte das BAFU im Januar 2021 auch Resultate von Banken und
Vermogensverwaltungen prasentieren. Die Studie halt fest, dass seit 2017 vieles in
Bewegung gekommen ist, aber noch immer zu viele Finanzinstitute in Erddl- und
Kohleférderung investierten. So wirden heute immer noch vier mal mehr finanzielle
Mittel in Firmen angelegt, die Strom aus fossilen Quellen gewinnen, als in Firmen, die
erneuerbaren Strom produzieren. Nachholbedarf sieht die Studie auch im Bereich der
Beratung der Kundinnen und Kunden, da die Finanzinstitute noch zu wenig oft von sich
aus auf nachhaltige Portfolios aufmerksam machen. Schliesslich weist der Bericht auch
darauf hin, dass im Gebaudebereich ein grosses Potential fur Emissionsverminderungen
besteht. Bislang héatten jedoch bloss die Pensionskassen in grésserem Ausmass
angekindigt, die Heizungssysteme ihrer Immobilien von fossilen auf erneuerbare
Quellen umzurlsten. ™

Ende August 2021 legte die UREK-NR einen Entwurf fiir die Revision des CO2-Gesetzes
vor, mit welcher die Kommissionsinitiative «Verlangerung des Reduktionsziels im
geltenden CO2-Gesetz» umgesetzt werden soll. Der Bundesrat gab im September 2021
bekannt, dass er den Kommissionsentwurf vollumfanglich unterstitze. Dieser werde
aber nicht reichen, um die Emissionen bis 2030 um 50 Prozent zu reduzieren (im
Vergleich zu 1990) und das netto Null Ziel bis 2050 zu erreichen.

Gegen Ende der Herbstsession 2021 und damit keine zwei Wochen nach der
bundesratlichen Stellungnahme wurde die Vorlage bereits im Nationalrat diskutiert, wo
sich eine intensive Debatte mit zahlreichen Wortmeldungen entwickelte.
Kommissionssprecher Baumle (glp, ZH) erlduterte den Zweck der Gesetzesrevision.
Dieser bestehe darin, «das Reduktionsziel des bestehenden Gesetzes bis Ende 2024»
fortzuschreiben, sowie wichtige Massnahmen weiterzufiihren - insbesondere die
Ruckerstattung der CO2-Abgabe an Betreiber mit Verpflichtung zur Verminderung der
Treibhausgasemissionen. Auf weiterfihrende Massnahmen habe die Kommission
verzichtet, um das Gesetz nicht zu Uberladen und so ein Referendum abzuwenden.
Weiterfuhrende Massnahmen seien geméss Bédumle unumgénglich, gehdrten aber in
eine andere Vorlage, beispielsweise in den Gegenvorschlag zur Gletscher-Initiative.
Anschliessend prasentierten die verschiedenen Fraktionen ihre Positionen und ihre
entsprechenden Minderheitsantrage. Dabei lagen Antrége von links-griner Seite,
welche die Vorlage ausbauen wollten, sowie Antrage von rechts-birgerlicher Seite, die
die Vorlage straffen wollten, vor. Eine Minderheit Clivaz (gp, VS) verlangte beispielsweise
die regelmassige Uberpriifung der klimabedingten finanziellen Risiken durch die FINMA
und die SNB und eine Minderheit Klopfenstein Broggini (gp, GE) forderte eine
Lenkungsabgabe auf private Flige. Auf der anderen Seite des politischen Spektrums trat
Albert Rosti (svp, BE) daflir ein, dass der maximal zuldssige Kompensationszuschlag von
5 auf 1,6 Rappen pro Liter Benzin gesenkt wird. Bei den anschliessenden Abstimmungen
wurden jedoch alle diese Minderheitsantrage abgelehnt. Einzig ein Einzelantrag Regazzi
(mitte, TI) fand mehrheitlich Zustimmung. Mit der Annahme dieses Antrags entschied
die grosse Kammer, dass die Mandate fir die derzeit mit der Umsetzung der
Zielvereinbarungen betrauten Agenturen bis 2024 verlangert werden sollen. In der
Schlussabstimmung votierten 143 Mitglieder des Nationalrats fur die Annahme des
Entwurfs; einzig die SVP-Fraktion stimmte geschlossen dagegen (53 Stimmen). Als
nachstes wird sich der Standerat mit der Vorlage befassen. ™
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Der Bundesrat publizierte im November 2021 den Bericht in Erfiillung des Postulates
«Klimavertragliche Ausrichtung und Verstarkung der Transparenz der
Finanzmittelfliisse in Umsetzung des Ubereinkommens von Paris» der UREK-SR. Im
Bericht wurden mehrere mogliche Massnahmen geprift, um die Finanzmittelflisse von
Schweizer Institutionen wie Banken und Versicherungen auf das CO2-Reduktionsziel
von Paris hin auszurichten. Die Analyse zeigte, dass insbesondere Massnahmen, welche
explizit auf die klimavertragliche Ausrichtung der Investitionen abzielen, wirksam sind.
Dazu zéhlen namentlich Branchenvereinbarungen zwischen der Finanzbranche und
dem Bund. Zudem habe man festgestellt, dass auch mehr Transparenz fur die
Kundinnen und Kunden wirke: «Wenn Finanzinstitute die negativen oder positiven
Auswirkungen von Investitionen auf das Klima sichtbar machen, fihrt dies zu besser
informierten Investitionsentscheiden der Kundinnen und Kunden sowie von anderen
Finanzinstituten», hiess es im Bericht. Der Bundesrat gab bei der Veroffentlichung des
Berichts zudem bekannt, er habe beschlossen, Transparenzmassnahmen zur
Verhinderung von Greenwashing und den Abschluss von Branchenvereinbarungen
anzustreben.

Der Standerat beugte sich in der Wintersession 2021 Uber die Revision des CO2-
Gesetzes in Umsetzung der parlamentarischen Initiative fiir eine «Verlangerung des
Reduktionsziels im geltenden CO2-Gesetz>». Wie bereits der Nationalrat war sich auch
die vorberatende UREK-SR einig, dass das Gesetz nicht mit Verscharfungen oder
Erleichterungen modifiziert werden sollte, sondern lediglich die wichtigsten
Massnahmen des geltenden CO2-Gesetzes bis 2024 verlangert werden sollten, wie
Kommissionssprecher Schmid (fdp, GR) erlduterte. Die UREK-SR wollte denn auch nur
eine einzige Differenz zum Nationalrat schaffen: Der durch einen Einzelantrag Regazzi
(mitte, TI) eingebrachte Zusatz in Artikel 49b sollte gestrichen werden. Mit diesem
Zusatz hatte der Nationalrat festgelegt, dass die Vereinbarungen zur CO2-Reduktion
durch die Wirtschaft (so genannte Zielvereinbarungen) bis mindestens 2024 mit Hilfe
derselben Organisationen, die diese Aufgabe auch bislang wahrgenommen haben, zu
erarbeiten und umzusetzen seien. Schmid erlauterte, dass dieser Zusatz in Konflikt mit
den WTO-Regeln geraten kdénnte, woraufhin die kleine Kammer dem Vorschlag der
Kommission auf Streichung folgte. Der Stédnderat schuf indes noch eine zweite
Differenz zum Nationalrat, indem er einem Einzelantrag Wicki (fdp, NW) zustimmte.
Wicki hatte vorgeschlagen, die in Erflllung der parlamentarischen Initiative Burkart
(fdp, AG; Pa.lv. 17.405) gewéhrten Steuererleichterungen fir Erdgas, Flissiggas und
biogene Treibstoffe ebenfalls bis Ende 2024 fortzufihren.

Vier Tage spéater schloss sich der Nationalrat in beiden Punkten dem Stédnderat an,
wodurch das Geschéft noch in der Wintersession bereinigt werden konnte. In den
Schlussabstimmungen stimmte der Nationalrat der Vorlage mit 142 zu 46 Stimmen bei 5
Enthaltungen zu; die ablehnenden Stimmen stammten allesamt aus der SVP-Fraktion.
Der Stéanderat nahm das Geschaft einstimmig mit 41 zu O Stimmen bei 3 Enthaltungen
an.™

Der Bundesrat lancierte Ende Juni 2022 die «Swiss Climate Scores» fiir
Klimatransparenz bei Finanzanlagen. Damit soll der Schweizer Finanzmarkt eine
internationale Vorreiterrolle bei der Klimatransparenz einnehmen. Mit dieser
Bewertung von Finanzprodukten sollen Anlegerinnen und Anleger aussagekraftige
Informationen erhalten, inwiefern diese Produkte mit den internationalen Klimazielen
kompatibel sind. Eine solche Bewertung war im Ende 2021 publizierten Bericht in
ErfUllung eines Postulats der UREK-SR zur klimavertraglichen Ausrichtung und
Verstérkung der Transparenz der Finanzmittelflisse angedacht worden. Die Swiss
Climate Scores sind nicht obligatorisch, der Bundesrat empfahl jedoch den Schweizer
Finanzmarktakteuren, diese wo sinnvoll anzuwenden. Ende 2023 soll das EFD in
Zusammenarbeit mit dem UVEK erheben, welche Finanzmarktakteure die Scores
eingefuhrt haben. Zudem sollen die Scores ab 2023 regelméssig Uberprift und
gegebenenfalls an die neuesten internationalen Erkenntnisse angepasst werden. "
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